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240 Oktober 1968
Klägers und Revisionsklägers9

RegoHauptsekretär Prozeßbevollmächtigte:
„ „ „ o o o o o o „ „ o o 0Schriftführer

g e g e n

Beklagten und Revisionsbcklagteno

Der 100 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 240 Oktober 1968 durch

Senatspräsident Dr° T e s m e r

.
— Vorsitzender _?

Bundesrichter Dr() B r o c k e und

Bundesrichter Drc B u r d e n s k i?

Bundessozialrichter Dr„ G 6 p p e 1 und

Bundessozialrichtcr J a h n s

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts für das Saarland vom 29„Juni

1967 aufgehoben und die Sache zur erneuten Ent—

scheidung an dieses Gericht zurückverwieseno

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem ab=

schließenden Urteil vorbehalteno
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Der Kläger bezog wegen "Versteifung des linken Kniegelenks
nach Resektion und geringer Bewegungseinschränkung im lin—

ken Fußgelenk" vor dem Inkrafttreten des Bundesversorgungs—

gesetzes (BVG) im Saarland aufgrund des Bescheides vom
190 Oktober 1946 Versorgungsb€züge nach Stufe II (50 VOH„)o

Die Versorgungsbehörde ließ den Kläger aufgrund eines Ver-

schlimmerungsantrages am 170 März 1964 nachuntersuchen und

erkannte nach den Vorschriften des BVG mit Bescheid vom

290 Oktober 1964 "l) Verkürzung des linken Beines um 5 cm
mit Kniegelenksversteifung nach Resektion9 2) Krampfadera

bildung am linken Unterschenkel"9 und zwar zu 1) im Sinne

der Entstehung und zu 2) im Sinne der Verschlimmerung als‘

Sohädigungsfolgen nach dem BVG an und gewährte ab 10 Juni

1960 Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

um 40 voH„ Der Widerspruch war erfolglos (Widerspruchsbe—

scheid vom 100 Mai 1965)0 ’ '

Das Sozialgericht (so) hat mit Urteil vom 270 April 1967
den Bescheid vom 296 Oktober 1964 in Gestalt des Widere

spruchsbescheides vom 10° Mai 1965 abgeändert und den Be—

klagten verpflichtet? über den 510 Mai 1960 hinaus Rente

nach einer MdB um 50 V„H„ zu zahlen„ Die darüber hinaus=

' gehende Klage9 mit der die Anerkennung weiterer Gesundheits=

störungen als Schädigungsfolgen begehrt worden war9 hat

das SG abgewiesen° Gegen dieses Urteil hat nur der Beklagte

Berufung eingelegt() ' A V.

Das Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom 290 Juni

1967 die Berufung gegen das Urteil des SG für das Saarland

vom 27° April 1967 zurückgewiesen„ In den Entscheidungsm

gründen hat es ausgeführt9 das SG habe zu Recht entschieden?

daß auch nach der Einführung des BVG im Saarland am 1„Juni
_1960 die bis zu diesem Zeitpunkt gewährte Rente in unver= Vi

änderter Höhe weitergewährt werden müsse° Die früheren Be—

scheide nach dem Reichsversorgungsgesetzg die im Saarland
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‚erlassen worden‚seien9 hätten auch hinsichtlich der in ihnen

enthaltenen Höhe der MdB Bindungswirkung gemäß 5 77 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG)_oDer Beklagte habe weder be—
hauptet noch ergebe sich ein Anhalt hierfür9 daß der frühere

Bescheid außer Zweifel tatsächlich und rechtlich unrichtig

gewesen (@ 41 des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren
der Kriegsopferversorgung) oder eine wesentliche Änderung

in den Verhältnissen im Sinne des 5 62 BVG eingetreten seio

Durch die Einführung des BVG im Saarland sei keine Änderung

in den rechtlichen Verhältnissen eingetreten? die dem Be—

klagten das Recht gebe? die Versorgungsbezüge des Klägers

zu seinen Ungunsten neu festzusetzen„ Das Gesetz zur Ein—

führung des BVG im Saarland vom 160 August 1961 (BGBl I

1292 — EGBVG Saar „9 enthalte insoweit keine ausdrücklichen

Vorschriften° Dieses Gesetz enthalte auch keine Lücke9 die:

vom Richter auszufüllen sei„ Durch die Einführung des BVG

im Saarland sei es zwangsläufig9 daß die Versorgung durch

Bescheide auf das neue Recht umgestellt werde° Soweit sich

bei der Umstellung eine Minderung des bisherigen Rechtszu-

standes ergebe und der Fortbestand der bisherigen Rechte

nicht ausdrücklich gesetzlich garantiert werde9 müßten die

davon Betroffenen solche rechtlichen Einbußen hinnehmen;

eine generelle Schlechterstellung gegenüber den Kriegs—_;

opfern im übrigen Bundesgebiet müßten die Beschädigten

des Saarlandes aber nicht auf sich nehmen„ Eine solche

Schlechterstellung würde dem Kläger aber dann widerfahren9

wenn die Versorgungsverwaltung allein die Umstellung des

alten Rechts auf das BVG zum Anlaß nehmen dürfte‚ die bis_

herige verbindliche Bewertung der MdB zuungunsten des Klä-

gers zu ändern° Auch aus 5 2 Abs„ l Satz 1 EGBVG Saar sei

nichts Gegenteiliges zu entnehmen° Diese Vorschrift sehe

nur vor? daß eine Entscheidung über den ursächlichen Zu—

sammenhang rechtsverbindlich sei? nicht aber9 daß die Bea

scheide in anderer Beziehung keine Bindungswirkung mehr

hätten° Das LSG könne sich der vom Bundessozialgericht (BSG)

‘T'4"
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in seiner Entscheidung vom 180 August 1966 (8 RV 1069/64)

insoweit vertretenen anderweitigen Rechtsauffassung nicht
anschließen„ Da der Beklagte nicht berechtigt gewesen sei?

nach der Einführung des BVG im Saarland die MdB des Klägers

mit der Umanerkennung niedriger festzusetzen‚ sei die Beru—

fung des Beklagten unbegründeto

DasLSGhat die Re?isionzugelassene

Gegen dieses ihm am 210 Juli 1967 zugestellte Urteil hat

der Beklagte mit Schriftsatz vom 40 August 19679 der am

70 August 1967 beim BSG eingegangen ist, Revision eingelegt

und diese gleichzeitig begründete

Er beantragt9

das_Urteil des LSG für das Saarland vom 290 Juni

1967 aufzuheben; auf die Berufung des Beklagten,

das Urteil des SG für das Saarland vom 270 April

1967 —Azoz S 10 V 103/65 —insoweit abzuändern‚
als dem Kläger über den 31„ Mai 1960 hinaus eine

Rente nach einer MdB um 50 VDHo zuerkannt wurde9
und die Klage insoweit abzuweiseno

Der Beklagte rügt eine Verletzung des Art„ I 5 2 EGBVGSaar
durch das LSG° Er trägt hierzu insbesondere vor„ die Auf;

fassung des LSG sei unzutreffend, daß bei der Umstellung

der Versorgung der Kriegsopfer im Saarland auf das BVG die

Versorgungsbehörde auch hinsichtlich der Höhe der MdB an die

früher ergangenen Bescheide gebunden sei° Dies ergebe sich
_

schon daraus9 daß durch Art" I @ 2 EGBVG Saar die Bindunge—

wirkung früherer Bescheide nur wegen der darin enthaltenen

Beurteilung des ursächlichen ZuSammenhangs gesetzlich be»

stimmt werden sei() Daraus rechtfertige sich der Umkehrschluß9

daß im übrigen die früheren Bescheide hinsichtlich der Höhe

der in ihnen festgesetzten MdE bei der Umstellung nicht ver—

_ 5 „
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bindlich seieno Wegen des weiteren Vorbringens wird auf den

Schriftsatz des Beklagten vom 40 August 1967 verwieseno

Der Kläger beantragt9

die Revision als unbegründet zurückzuweisen und

den Beklagten zu verurteilen‚ dem Kläger die äußere?

gerichtlichen Kosten des Revisionsverfahrens zu er—

stattena

hilfsweise7

das Urteil des Landessozialgerichts für das Saarland

vom 290 Juni 1967 aufzuheben und die Sache zur er—
}neuten Verhandlung und Entscheidung am dieses Ge; ‘

richt zurückzuverweiseno

Er ist der Meinung? daß die vom LSG vertretene Rechtsauffas—

sung zutreffend sei„ Im übrigen wird wegen des weiteren Vor—

bringens auf den Schriftsatz vom 80 September 1967 verwie-

sen°

Die durch Zulassung gemäß 5 162 Abs„ 1 Nr„ 1 SGGstatt-
hafte Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und

auch rechtzeitig begründet worden (55 1649 166 SGG)„ Sie
ist daher zulässig„ Die Revision ist auch begründeto

Zwischen den Beteiligten besteht Streit darüber? ob die

bei der Umstellung der Versorgung des Klägers aufgrund des

EGBVG Saar vom Beklagten im Bescheid vom 290 Oktober 1964

in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 10„ Mai 1965

verfolgte Herabsetzung der MdB von 50 VDH„ auf 40 v„H„ vor—

genommen werden durfte° Diese Herabsetzung der MdB ist —
entgegen der Auffassung des LSG — rechtlich nicht zu beane

standen° Die Versorgungsbehörde ist nämlich nicht verpflichw

tet9 bei der Umstellung des Versorgungsanspruchs eines Bee

—6-
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teiligten im Saarland auf die Vorschriften des BVG die in

den früheren Bescheiden nach den Versorgungsbestimmungen des

Saarlandes vor dem 10 Juni 1960 festgesetzte MdB zu über—

nehmen„ Nach Art() III 5 l EGBVG Saar treten mit dem 10 Juni
1960 alle dem BVG entgegenstehenden oder inhaltsgleichen
Rechtsvorschriften des Saarlandes außer Kraft0 Wie der erken—
nende Senat bereits in seinem Urteil vom 96 Juli 1968

(10 RV 753/67) ausgeführt hat? sind den nach früherem Versor—
gungsrecht im Saarland ergangenen Entscheidungen durch die

' Einführung des BVG im Saarland und die gleichzeitige Aufhe—

bung aller entgegenstehenden oder inhaltsgleichen Vorschrif—

ten des Saarlandes gemäß Art; III 5 l EGBVG Saar vom l„Juni

1960 an die Rechtsgrundlage entzogen9 so daß diese Entschei—
dungen ihre Wirkung verloren haben„ Diese Auffassung ent-

spricht den Rechtsgrundsätzen9 die das BSG in ständiger

Rechtsprechung allgemein für den Fall der Ablösung früherer

Versorgungsgesetze durch neues Versorgungsrecht entwickelt

hat (BSG 19 164; 39 255; 4, 23; io‚ 251; vgl° auch BSG 199

2479 251)„ Es ist kein sachlicher Grund ersichtlich9 von
diesen allgemeinen Grundsätzen9 die vom BSG insbesondere bei

der Ablösung früherer versorgungsrechtlicher Vorschriften

durch das BVG - am lo Oktober 1950 im übrigen Bundesgebiet =
entwickelt worden sind9 im vorliegenden Falle abzuweichen;

denn die Rechtslage und das Verhältnis zwischen dem Versor—

gungsrecht des Saarlandes zum BVG steht der Rechtslage und

den Verhältnissen zwischen dem früheren Versorgungsrecht

der übrigen Bundesländer und dem BVG am l° Oktober 1950

gleiche In beiden Fällen wird nämlich unter Aufhebung anderer

versorgungsrechtlicher Vorschriften ein einheitlicher Rechts-

zustand auf dem Gebiet des Versorgungsrechts hergestellto

Haben aber die Entscheidungen nach früherem saarländischen

Versorgungsrecht mit dem Inkrafttreten des BVG im Saarland

am 10 Juni 1960 durch den Wegfall ihrer Rechtsgrundlage ihre

Wirkung verloren? so besteht für die Versorgungsbehörde auch

keine Bindung an die in den früheren Bescheiden getroffene

„ 7 „
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Regelung bei der Umstellung des Versorgungsrechtsterhältnisses

auf das BVG gemäß Art„ I @ 3 EGBVGSaar9 es sei denn9 daß
das Gesetz ausdrücklich die Bindungswirkung der früheren
Entscheidungen auch über das Inkrafttreten des BVG hinaus

vorschreibt„ Eine derartige Sonderregelung für die Fort_

wirkung der Entscheidung nach dem früheren saarländischen

Versorgungsrecht sieht das BGBVGSaar nur in Arte I @ 2

Abs„ 1 Satz 1 des Gesetzes vor° Nach dieser Vorschrift

ist die Entscheidung auch nach dem BVG rechtsverbindlicha

wenn nach den Rechtsvorsehriften des Saarlandes über die

Frage des ursächlichen Zusammenhanges einer Gesundheits=

störung mit einem schädigenden Ereignis im Sinne des @1
BVG entschieden werden ist„ Hieraus ergibt sich9 daß die
Entscheidungen nach den früheren Rechtsverschriften des

Saarlandes nur insoweit nach dem Inkrafttreten des BVG

weiter verbindlich sind9 als in ihnen über den ursächlichen

Zusammenhang einer GGSundheitsstörung mit einem schädigen—

den Ereignis im Sinne des 5 1 BVG entschieden worden isto

Die Regelung des Art; I @2 Abso 1 BGBVGSaar wäre überflüs=
sig und sinnwidrig9 wenn auch alle anderen in den früheren

Entscheidungen getroffenen Regelungen des Versorgungsrechts—

verhältnisses9 also auch die in ihnen festgesetzte Höhe der

MdB9 nach Inkrafttreten des BVG weiter verbindlich sein

sollten9 so daß die Versorgungsbehörde bei der Umstellung

des Versorgungsreohts auf das BVG an die Gesamtregelung

gebunden wäre° Wie der erkennende Senat in seiner Entschei—

dung vom 9„ Juli 1968 (10 BV 753/67) sowie der 8() Senat

in seiner Entscheidung vom 80 August 1966 (BSG 259 1539
'154 f) und der 90 Senat des BSG in seiner Entscheidung vom

120 März 1968 (BSGin SozRArte I @2 EGBVGSaar Nr„ 2)
mit eingehender Begründung ausgeführt haben9 ist die Ver—

waltung vielmehr befugt und verpflichtet‚ bei der "Umanere
kennung"9 also der Umstellung der Versorgungsgebührnisse

nach dem alten saarländischen Recht auf das BVG9 den Sach_

verhalt zu prüfen und neu festzustelleh„ Das gilt insbem
' sondere und gerade für den Grad der MdB0 Von dieser Recht—

„sprechung abzuweichen besteht kein Anlaß„ Dem Gedanken des

_ 8 ;
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LSG? die KriegSopfer des Saarlandes sollten durch die Um—
stellung des alten Versorgungsrechts auf das BVG keine Vera

schlechterung ihrer Versorgungsleistungen erfahren9 hat der

Gesetzgeber durch Arto I 55 4 bis 6 EGBVG Saar Rechnung ge=

tragen; durch diese Vorschriften wird der persönliche Besitz=

stand der Versorgungsberechtigten des Saarlandes für die Zeit
nach dem Inkrafttreten des BVG gewahrto

Demnach war die Versorgungshehörde bei der Umstellung der

Versorgungsg@bührnisse nach früherem saarländischen Recht

auf das BVGbefugt7 die Höheder MdEfür die beim Kläger an=‘
erkannten Schädigungsfolgen zu überprüfen und ggf„ neu fest”

zusetzen° Das LSG hat somit Art„ I EGBVG Saar verletzt7 so

daß die Revision begründet ist„ Das angefochtene Urteil war
daher aufzuhebeno Da das LSG wegen seiner anderweitigen

Rechtsauffassung keine Feststellungen darüber getroffen hat?

ob die von der Versorgungsbehörde festgestellte MdB für die

anerkannten Sehädigungsfolgen zutreffend ist? konnte der
Senat in der Sache selbst nicht entscheiden; sie war daher

zur erneuten Entscheidung an die Vorinstanz zurückzuverwei»

sen (5 170 Abso 2 Satz 2 SGG)O ”
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